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Wann kommt die „Demokratisierung“?
Wichtigste Anliegen der Bürger dürfen nicht totgeredet werden

D ie sowjetzonale „Volkskammer“  ist zusammengetreten, um 
/neut die Gesetze über eine „w eitere Demokratisierung“ zu 

beraten. Es ist bezeichnend, daß bis zur Stunde kein Mensch 
in der Sowjetzone weiß, was eigentlich m it dieser sogenannten 
„Dem okratisierung“  beabsichtigt w ird. Die SED w ill darunter 
eine „Übergabe größerer Vollmachten an die örtlichen Organe 
der Staatsmacht“  verstanden wissen. Der Bürgermeister soll 
also w ieder seibst bestimmen dürfen, wann die Dorfstraße zu 
fegen  ist. A lles andere macht weiterhin das Ministerium. 
Po lize i, Justiz und Staatssicherheitsdienst erklären: „W ir  haben 
bereits dem okratisiert! Bei uns sind keine Überraschungen 
mehr zu erwarten . . Was aber ist dann überhaupt noch zu 
erwarten ?

A ls U lbricht im letzten Früh­
jahr „umwälzende Dem okrati­
sierungsmaßnahmen“ fü r die 
Zone ankündigte, hatten w ir  
diese jetzt sichtbare Entw ick­
lung vorausgesagt. Dazu ge­
hörte keine sonderliche P ro ­
phetie, denn jedem  politischen 
Beobachter mußte klar sein, 
daß die SED niemals ohne 
schwerwiegende Folgen  ihre 
Machtbasis einschränken kann. 
W ie  jede D iktatur ist auch der 
SED-Staat ein streng zentrali­
stisches Gebilde. N icht ohne 
Grund wurden die alten Län ­
derregierungen abgebaut und 
anrch Bezirksverwaltungen m it 

lig  unzureichenden V o ll­
machten ersetzt. D ie verheeren­
den Folgen  sind hinreichend 
bekannt. Hintersächsische D ör­
fe r  wurden von einem Ost­
berliner M inisterbüro aus 
regiert, die Entscheidungen fü r 
belangloseste örtliche W ir t ­
schaftsvorgänge fielen —  meist 
in vö lliger Unkenntnis der ört­
lichen Gegebenheiten —  in Ost­
berlin. Das Verwaltungs- und 
Wirtschaftschaos, das aus die­
sem auf die Spitze getriebenen 
Zentralismus entstand, hat die 
SED-Regierung in ihren Plänen 
Schritt um Schritt zurückge­
worfen. Erst als um die Jahres­
wende 1955/56 das „Dezentrali­
sieren“ in der Sowjetunion be­
gann und fo lgerichtig  in allen 
Satellitenstaaten große Mode 
wurde, gab man auch in der

Sowjetzone diese Fehler zu. 
Das ist ein Jahr her . . \

W as wurde getan?
In  diesem einen Jahr hat sich 

nichts ereignet, das man als 
ernsthaften Abbau des Zentra­
lismus bezeichnen kann. Die 
Regierung ist vorgegangen w ie 
eine Steuerbehörde, die ihren 
zahlenden Kunden sagt: „Ab
m orgen werden die gleichen 
Form ulare anstatt in  sechs­
facher Ausfertigung nur noch 
fünffach eingereich t!“ L äp ­
pische „Vollmachten“  fü r die 

' Dorfbürgerm eister, K re isver­
waltungen dürfen Einweisun­
gen in Kinderheim e ohne 
Sondergenehmigung der Be­
zirksbehörden vornehmen, die 
Viehzählung darf ein K re is ­
beauftragter an Stelle eines 
Bezirksbeauftragten vornehmen 
— verstehen Sie, was das mit 
einer echten Dezentralisierung 
eines totalgesteuerten Staats­
apparates zu tun haben soll? 
V ö llig  kurios aber w ird  es, 
wenn die SED diese seltsame 
„Dezentralisierung“ nun Zug 
um Zug als „Dem okratisie­
rung“ ausweisen möchte: „T ja , 
das haben w ir  damals damit 
gem ein t! “

S o  aber geht es nicht! M it 
diesem Schachzug komrht die 
SED aus der Sache nicht her­
aus! Entsinnen Sie sich noch 
der erstaunlichen Selbstankla­
gen des letzten Frühjahrs:

„Unsere Justiz hat undemokra­
tisch gehandelt, der Staats­
sicherheitsapparat hat seine 
Vollmachten überschritten, in 
der Parte i werden die Ge­
nossen schlecht behandelt, die 
Staatsbürokratie tyrannisiert 
die Bürger, alle, alle haben 
Feh ler gem acht!“ Und was g e ­
schah? Haben Sie eine V er­
änderung bem erk t. . .? Nichts 
hat sich geändert!

Und nun?
W enn die SED den Mann 

auf der Straße fragen  'würde, 
er gäbe ihr in sieben Sätzen 
ein „Dem okratisierungs“ - P ro ­
gram m ! Nur —  die SED w ill 
im  Januar 1957 ja  gar nichts 
mehr vom  Abbau des D iktatur­
apparates w issen! Täglich  ve r­
sucht sie, den Sowjets auf 
neue W eise zu dokumentieren, 
daß ein auch nur geringes 
Nachlassen des Druckes auf die 
Sowjetzonenbevölkerung zu E x ­
plosionen w ie in Po len  und 
U ngarn führen würde. Den 
latenten Explosivstoff, der auf 
diese W eise angesammelt w ird, 
versucht die SED geflissentlich 
zu leugnen.

Unter dieser Perspektive 
müssen w ir  die gegenw ärtige 
Volkskammersitzung betrach­
ten. Zu keiner Zeit und an 
keinem  Ort aber sollte man die 
SED darüber im unklaren las­
sen, daß die aus vö llig  an­
deren Rücksichten erfolgende 
m inim ale Dezentralisierung 
der Staatsbürokratie und die 
Durchführung gew isser im  In ­
teresse des Regim es selbst 
liegender „staatskapitalisti­
scher“ Maßnahmen niemals als 
„Dem okratisierung“ gewertet 
werden. D ie Demokratie kann 
im m er nur so w eit vorrücken, 
w ie die SED auf der politischen 
Ebene zurückweichen muß. Und 
um fre iw illig  zurückzu weichen, 
dazu feh lt den SED-Ftihrem  
die staatsmännische In te llig en z
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Europa
und die USÄ

D T. D ie P o lit ik  des Westens 
entwickelt sich unter Führung 
der USA heute auf zw ei ver­
schiedenen W egen, die neben­
einander verlaufen. Au f dem 
einen w ird eine entschiedene 
Po litik  der militärischen Siche­
rung verfo lgt, deren letzter 
A k t die Nahost-Botschaft Eisen- 
howers gewesen ist. A u f dem 
anderen, dem diplomatischen 
W eg, w ird  unter großen Schwie­
rigkeiten  eine P o litik  der V er­
ständigung versucht, die zur 
Lösung der großen w eltpoli­
tischen Problem e führen soll. 
Jeder dieser beiden W ege ist 
notwendig; sie widersprechen 
sich nicht. Eine P o litik  des 
Aufbaues m ilitärischer Stärke 
allein, ohne die Bereitschaft zu 
jeder guten Verständigung, 
wäre vermessen. Eine Verstän­
digungspolitik ohne starke m ili­
tärische Sicherung wäre törich t; 
sie würde nicht zum Ausgleich, 
sondern zur Unterwerfung füh­
ren. D ie Chance liegt darin, 
daß w ir  auf diesen W egen ein­
mal jenen Punkt erreichen, an 
dem eine großzügige Verstän­
digung zwischen Ost und W est 
zugleich ein möglichst hohes 
Maß internationaler Sicherheit 
gewährt.

D e r  z e n t r a l e  P u n k t  r
Um diesen zentralen Punkt, 

an dem die Lösung der großen 
Probleme, eine echte Entspan­
nung und ein internationales 
System der Sicherheit, möglich 
werden können, kreisen alle 
Überlegungen und Bestrebun­
gen der westlichen Politik . Um 
ihn dehnt sich das Operations­
fe ld einer beweglichen D ip lo­
matie. die unter ständiger An­
passung an die veränderten 
Realitäten der W eltpolitik , 
aber zugleich auch unter W ah­
rung unverzichtbarer Grund­
sätze das Z iel stufenweise zu 
erreichen sucht. Daß in der 
W eltpolitik  und auch in der 
öffentlichen Meinung, die sie 
begleitet und ihr bisweilen vo r­
angeht, vieles in Bewegung ge ­
raten ist, das w ird bereits seit 
langem festgestellt. Das ve r­
gangene Jahr war geradezu ein 
Schulbeispiel für diese Erfah­
rung. W ir  sind an die V er­
änderlichkeit des Geschehens,

die ein ige bisher starre H a l­
tungen, Meinungen und Me­
thoden in bemerkenswertem 
Maße aufgelockert hat, bereits 
so gewöhnt, daß w ir  sie ohne 
besondere Aufregung hinrieh- 
men.

A ls vor einigen Monaten in 
den USA unter dem Einfluß der 
modernen Strategie der Fern­
waffen die Reduzierung der in 
Europa stationierten amerika­
nischen Truppen erörtert 
wurde, da gab es in den fest­
ländischen Regierungszentren 
fast einen Schock. Das waren 
damals noch rein militärische 
Betrachtungen, die auf die 
sicherste und wirksamste Form  
der strategischen Verteid igung 
hinausliefen. D ie Diskussion ist 
jedoch in dieser militärischen 
Betrachtung nicht steckenge­
blieben. Sie hat inzwischen 
vielmehr begonnen, aus dem 
veränderten B ild der strate­
gischen Möglichkeiten und N o t­
wendigkeiten auch politische 
Folgerungen zu ziehen —  F o l­
gerungen, m it denen der ost­
westlichen Verständigung neue 
Impulse m itgete ilt werden sol­
len.

N e u e  P o l i t i k  W a s h i n g t o n s ?
In  den letzten Tagen kamen 

Berichte aus den USA, die in 
dieser Hinsicht aufhdrchen lie­
ßen. W ir  hörten von Georges 
Kennan, dem früheren amerika­
nischen Botschafter in Moskau 
und ehemaligen Berater im 
amerikanischen Außenministe­
rium, daß er sich am Mittwoch 
vor dem Unterausschuß „A b ­
rüstung“ des außenpolitischen 
Senatsausschusses für eine 
Neuorientierung der amerika­
nischen Europa-Politik  einge­
setzt habe. Die USA sollten, so 
meinte er, den Sowjets die V er­
minderung, die Umgruppierung 
oder sogar den Abzug der 
Truppen beider Länder aus 
Europa anbieten —  gewisse 
Sicherungen selbstverständlich 
vorausgesetzt. Am folgenden
Tage forderte der Vorsitzende 
des gleichen Ausschusses, der 
demokratische Senator Hum-
phrey, die amerikanische R e­
gierung auf, die Möglichkeit 
eines Abzugs der amerika­
nischen Truppen aus Deutsch­
land in Betracht zu ziehen. Zur 
gleichen Zeit wurde ein Vortrag 
des britischen Oppositionsfüh­
rers Gaitskell an der amerika­
nischen Harvard - Universität 
bekannt, der den Vorschlag

enthielt, die Staaten des Atlan­
tikpaktes sollten der Sow jet­
union ein Sicherheitsabkom­
men anbieten, das den Abzug 
aller fremden Truppen aus 
ganz Deutschland und einigen 
kommunistischen Ländern vor­
sehe. Gaitskell meinte, bei der 
Verw irklichung eines derarti­
gen Planes könne man das 
R isiko einer von Moskau ge­
forderten vorherigen Neutra li­
sierung Deutschlands ruhig ein- 
gehen. Schließlich hat soeben 
auch noch der republikanische 
Senator Flanders eine Revis* ^ 
der amerikanischen Deut 
landpolitik in dem Sinne ge­
fordert, daß ein w iedervereintes 
Gesamtdeutschland zwar selbst­
verständlich fre i, aber unbe­
waffnet und neutralisiert sein 
sollte. H ier allerdings beginnt 
diese amerikanische Diskussion, 
die anscheinend die Gefahr 
einer militärischen Räumung 
ganz Deutschlands übersieht, 
besonders bedenklich zu w er­
den.

W ir  erinnern uns in diesem 
Zusammenhang daran, daß ähn­
liche Gedankengänge, w ie w ir 
sie jetzt von Kennan und Hum- 
phrey hören, bereits im Dezem­
ber von dem amerikanischen 
Senator Knowland, von der 
„W ashington Post“ und ange­
sehenen amerikanischen Pu b li­
zisten vertreten worden sind. 
Man kann sich kaum des E in­
drucks erwehren, daß solche 
Überlegungen sich in der ame­
rikanischen Öffentlichkeit a ll­
mählich ausbreiten und an Gel­
tung gewinnen. Für uns Deut­
sche ist es dabei w ichtig m  
wissen, daß in diesen Mein 
gen und Empfehlungen 
Notwendigkeit einer W ieder­
vereinigung unseres Landes 
eine nicht geringe Ro lle spielt. 
Man glaubt, daß sowohl- die 
Lösung der deutschen Frage 
als auch die ost-westliche Ent­
spannung durch einen Abzug 
der fremden Truppen gefördert 
werden könnten. Auch die A b ­
rüstungsfrage spielt in diese 
Überlegungen hinein. Kennan 
und Humphrey äußerten die 
Meinung, daß die räumliche 
Trennung der sowjetischen und 
der amerikanischen Truppen 
der notwendige erste Schritt 
auf dem W ege zu einer a llge­
meinen Abrüstung sein könnte. 
Schließlich w ird im  H inblick



Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus- 
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser Interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir Sie, - eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen­
der, aber mit Angabe der Num­
mer der Ausgabe, aut die Sie 
sich beziehen an folgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. B  e g  n i 
Berlin-Tem pelhof 1 

t— .nfred-v.-Bichtkofen-Str. 2, n
Falls Sie den kleinen TA G  

mit der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rief­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir danken Ihnen für Ihre 
H ilfe .

Bonus Hilfe für Ostbesucher
Der gegenwärtige Stand — Neue Maßnahmen

Bonn (E igenm eldim g). —  D ie Bundesregierung arbeitet zur 
Zeit — entsprechend einem Aufträge des Bundestages —  neue 
Hilfemaßnalunen fü r Bewohner der Sowjetzone aus, d ie das 
Bundesgebiet besuchen. D er Bundestag hatte in seinem in  der 
vorigen  Woche gefaßten Beschluß gefordert, Vorschläge fü r 
eine Verbesserung des Zahlungsverkehrs sowie fü r eine stär­
kere Betreuung der Besucher aus der Zone auch durch die 
Gemeinden und W ohlfahrtsverbände zu machen. A ll diese 
Maßnahmen sind darauf gerichtet, die Reisen von Einwohnern 
der Zone in das Bundesgebiet zu erleichtern und zu fördern. 
Im  Haushaltsjahr 1956/57

werden fü r die Unterstützun0 
der Reisenden aus der Sow jet­
zone 32 M illionen DM  ausge­
geben. D ieser Betrag soll im 
nächsten Jahr erhöht werden. 
Im  einzelnen gibt es zur Zeit 
fo lgende Maßnahmen fü r R e i­
sende, die aus der Sowjetzone 
ins Bundesgebiet kommen:

1. Bei seiner Einreise erhält 
jeder Besucher aus der Sow jet­
zone, sofern er nicht im  A u f­
trag  sowjetzonaler Stellen oder 
aus geschäftlichen Gründen in

Unsportlicher Hintergrund
D T. Seit e in iger Zeit nimmt 

der- Sport in der Presse des 
Ostsektors und der Sowjetzone 
v ie l Raum ein. Man „enthüllt“ 
w ieder einmal. Jetzt hat man 
angeblich entdeckt, daß die Be­
mühungen des Deutschen Sport- 
Bundes um die Förderung des 
gesamtdeutschen Sportes nur 
Spitzel- und Agententätigkeit 
sind. Das SED-Zentralorgan 
behauptete, der Sport der Bun­
desrepublik sei nicht fre i, er 
diene der M ilitarisierung, und 
das Nationale Olympische K o - 
r-Hee der Bundesrepublik habe 

■einsam m it Bonn alles ver­
sucht, um die gesamtdeutsche 
Olympia-Mannschaft zu verhin­
dern usw. . . .

D er Deutsche Sport-Bund hat 
seine Vereine, die einen Sport­
verkehr m it Aktiven aus der 
Zone pflegen, gebeten, jew eils 
über die Erfahrungen aus die­
sen W ettkäm pfen zu berichten, 
sich aber nicht nur auf das 
Sporttechnische zu beschränken, 
sondern auch das Menschliche 
zu berücksichtigen. Man fühlt 
in der Bundesrepublik die Ver­
pflichtung, den Deutschen aus 
der Zone einen lohnenden und 
schönen Aufenthalt zu bereiten. 
Darum erfo lg t der Erfahrungs­
austausch über die mensch­
lichen' Seiten dieser Begegnun­
gen.

W as über Bonn und das N O K  
der Bundesrepublik behauptet 
w ird, ist bösw illige Erfindung. 
W o w ird  denn vorm ilitärische 
Ausbildung unter dem Deck­
mantel des Sportes getrieben? 
In  der Sowjetzone bildet die 
„Gesellschaft fü r Sport und 
Technik“ sogar die Frauen im 
Schießen aus . . .

In  den Verhandlungen über 
Melbourne hat das N O K  der 
Bundesrepublik vie le Zuge­
ständnisse in der F rage der 
Mannschaftsstärke, der Natio­
nalhymne und der K leidung 
gemacht, die nicht leichtgefa l­
len sind, um überhaupt die B il­
dung der Mannschaft zu ermög­
lichen. In  der Bundesrepublik 
erhält keine sportliche Organi­
sation politische Anweisungen 
aus Bonn, aber vielleicht über­
legen sich die Sportfunktionäre 
der Zone einmal, w ie kenn­
zeichnend es ist, daß man in 
Polen jetzt das alte N O K  auf­
löst, um ein freieres N O K  zu 
schaffen.

Es dürfte in der Zone nicht 
anders sein, als es bisher in 
Polen gewesen ist: der Sport 
w ird  als politisches M ittel be­
nutzt. D ie Angriffe  gegen den 
Sport der Bundesrepublik schei­
nen auch nur das eine Ziel zu 
haben, den gemeinsamen Sport 
w ieder zu unterbinden.

die Bundesrepublik kommt, aus 
Bundesmitteln 10 DM. D ie Be­
sucher sollen damit unvermeid­
bare persönliche kleine A u f­
wendungen während der W ei­
terreise bestreiten.

2. Unmittelbar an der Zonen­
grenze erhalten die Reisenden 
von örtlichen Betreuungsstel­
len der Wohlfahrtsverbände auf 
den Bahnhöfen Erfrischungen, 
w ie  Kaffee, Kakao und L im o­
nade. Diese Stellen leisten aber 
auch praktische H ilfe  je.der an­
deren Art, einschließlich kle i­
nerer Bargeldunterstützungen.

3. V iele Städte und Gemein­
den der Bundesrepublik gewäh­
ren den Besuchern aus der So­
w jetzone Vergünstigungen auf 
öffentlichen Verkehrsmitteln, 
beim Besuch von  Museen, 
Schwimmbädern, Theaterauf­
führungen und Kinos. Stellen­
w eise -wurden unter Beteiligung 
privater Kre ise auch Be­
ratungsstellen eingerichtet, in 
denen sich die Besucher aus 
der Sowjetzone R a t und Aus­
künfte über a lle F ragen  holen 
können, die sie interessieren. 
D iese Bemühungen der Städte, 
Gemeinden und Verbände w er­
den von der Bundesregierung, 
soweit notwendig, finanziell ge­
fördert.

4. Reisende aus der Sow jet­
zone, die bei ihrem Besuch in 
der Bundesrepublik erkranken, 
werden auf Kosten des Bundes 
ärztlich betreut und in K ran­
kenhäusern behandelt.

5. Für die Rückfahrt m it der 
Bundesbahn bis zur Zonen-/ 
grenze übernimmt der Bund in 
der R egel die vollen Kosten.

Adenauer kommt
Berlin (Eigenm eldung). Bun­

deskanzler Dr. Konrad Ade­
nauer w ird aus Anlaß der E r­
öffnung der „Grünen W oche“ 
am 1. Februar zu einem drei­
tägigen Besuch nach Berlin



Fünf US-Vorschläge an Moskau
Kontrolle auch über Raketenwaffen

' N ew  York (A P /P P A ). D ie USA haben im Politischen Aus­
schuß der UN-Vollversam m lung ihre neuen Abrüstungsvor- 
sehläge vorge legt und damit erneut in dieser F rage die 
In itia tive  übernommen. D ie wesentlichste Neuerung ist die 
Einbeziehung aller interkontinentalen Raketen, künstlichen 
Erdsatelliten und Raumstationen in die Kontrolle. A ls A n t­
w ort schlug die Sowjetunion eine Sondersitzung der V o ll­
versammlung zur Behandlung der Abrüstungsvorschläge vor 
und verlangte ein sofortiges Verbot aller Atomwaffenversuche.

D ie amerikanischen V or­
schläge wurden zu Beginn der 
Abrüstungsdebatte im Ausschuß 
vom  amerikanischen Chefdele­
gierten Lod ge  vorgetragen, der 
Vereinbarungen über ausrei­
chende Kontrolle als Voraus­
setzung fü r das Inkrafttreten 
jedes Abrüstungsschritts be- 
zeichnete. Nach den Vorschlä­
gen sollen Abrüstungsmaßnah­
men, Verbot der Atomwaffen, 
E instellung der Produktion 
spaltbaren M aterials fü r m ili­
tärische Zwecke und Kontro lle 
schrittweise in K ra ft  treten. 
Eine internationale K ontro ll- 
behörde soll jedoch schon zu 
Beginn des gesamten P ro ­
gramms ihre A rbeit aufnehmen.

Im  einzelnen sehen die ameri­
kanischen Pläne vor:

1. Eine Vereinbarung, nach 
der unter internationaler K on ­
tro lle die gesamte künftige 
W eltproduktion an spaltbarem, 
atomarem M aterial nur fr ied ­
lichen Zwecken dienen soll. D ie 
bestehenden Atom waffenvorräte 
sollen allmählich abgebaut 
werden.

Paris (E igenm eldung). Bei 
den Nachwahlen auf dem linken 
Seine-Ufer von Paris haben die 
Kommunisten ihre stärkste 
N iederlage seit dem Bestehen 
der französischen K P  einstek- 
ken müssen. D ie Zahl der fü r 
sie abgegebenen Stimmen g ing 
von 120 000 vor einem Jahr auf 
62 000 zurück. Unverkennbar ist 
dies auf die Vorgänge in Un­
garn zurückzuführen. D ie b is­
her kommunistischen "Wähler 
haben sich jedoch nicht den 
m it den Kommunisten sym­
pathisierenden Parteien zuge­
wendet. sondern Stimmenthal­
tung geübt.

-Die meisten Stimmen ent­
fielen auf einen rechtsgerich-

2. Sobald diese Vereinbarung 
wirksam ist, sollen A tom ver­
suche begrenzt und schließlich 
eingestellt werden. Schon jetzt 
erklärten sich die USA bereit, 
Atomwaffenversuche unter be­
grenzter internationaler Beob­
achtung stattfinden zu lassen.

3. Unter angemessener In ­
spektion sollen die herkömm-

Bonn (Eigenm cldung). Bundes- 
verteidigungsm inister Strauß 
hat den ehemaligen General der 
Panzertruppen, Wenclc, offiziell 
gefragt, ob er bereit sei, den 
höchsten militärischen Posten 
in der Bundeswehr zu über­
nehmen. Wenck hat auf dieses 
Angebot noch nicht endgültig 
geantwortet. Es besteht aber 
dem Vernehmen nach Aussicht, 
daß er es annimmt.

Der General ist im zweiten 
W e ltk rieg  als Generalstabs­
offizier einer Panzerdivision

teten unabhängigen Abgeord­
neten. Da jedoch keiner der 
Kandidaten die erforderliche 
Zweidrittelmehrheit erhalten 
hatte, muß die W ahl am kom­
menden Sonntag w iederholt 
werden.

Bemerkenswert ist auch der 
Rückgang der radikalen Stim ­
men von 80 000 auf 20 000. Dies 
w ird  als eine eindeutige Absage 
an die Verständigungspolitik 
von Mendes-France in N ord ­
a frika gewertet. Das Anwach­
sen der Rechtsstimmen von 43 
auf 53 Prozent seit Januar 1956 
dagegen dürfte eine deutliche 
Zustimmung zu der national- 
betonten Haltung des M inister­
präsidenten M ollet in N ord­
afrika sein-.

liehen Streitkräfte reduziert 
werden. Für die USA und die 
Sowjetunion sind je. 2,5 M il­
lionen Mann vorgesehen.

4. A lle „Objekte“ , die in den 
W eltraum  vorstoßen, sollen 
einer internationalen Kontrolle 
unterliegen und nur friedlichen 
Zwecken dienen.

5. Eine internationale Be­
hörde zur Regelung und Über­
wachung der Abrüstung soll 
eingerichtet werden.

Politische Beobachter weisen 
darauf hin, daß Lodge von 
einem Hand - in - Hand - Geh*''*1 
beim  Aufbau der Inspekl 
und der Abrüstung sprach, 
während die U SA bisher be­
tont hatten, daß ein wirksames 
Kontrollsystem  existieren
müsse, ehe* der erste Schritt 
getan wird.

wrährend des Frankreich-Feld­
zuges und als Oberbefehlshaber 
der 12. Armee bekannt gew or­
den. E r g ilt  als einer der 
besten M ilitärs unter den jün­
geren deutschen Generalen, die 
im  zweiten W e ltk rieg  ein hohes 
Kommando geführt haben.

Im  Gegensatz zu seinem Vor­
gänger Blank, der drei gleich­
berechtigte militärische A btei­
lungen fü r Heer, Luftwraffe und 
M arine und darüber hinaus 
eine vierte Abteilung fü r die 
gesamten Streitkräfte in seinem 
Ministerium gegründet hat, w ill 
Strauß ganz klar einen Offizier 
als höchsten General der Br 
deswehr herausstellen. E r Sv 
allerdings nicht Oberkomman­
dierender, sondern nur Gene­
ralinspekteur der gesamten 
Bundeswehr sein. Der General­
inspekteur soll einen höheren 
R ang als die Abteilungsleiter 
des Ministeriums haben, jedoch 
dem Staatssekretär des M in i­
steriums unterstellt sein, auch 
wenn es mehrere Staatssekre­
täre gehen sollte. A u f ' diese 
W eise soll die Unterordnung 
der militärischen unter die 
z iv ile  Gewalt auch nach außen 
hin dokumentiert werden. Der 
Generalinspekteur der Bundes­
w ehr w ird  wahrscheinlich der 
einzige „V ier - Sterne - Generai“ 
der Bundeswehr sein.

Neuer Chef der Bundeswehr
Panzer-Wenek soll Generalinspekteur werden

Frankreichs KP zahlt für Ungarn
Stärkste Wahlniederlage seit Bestehen der Partei



So sind sie wirklich!

Immer mal wieder Unsinn reden . . .
Dsr agitatorische Unfug, m it 

dem die SED ihre „Volks­
kam m er-S itzung vorbereitet 
hat, wurde dieser Tage durch 
den Beitrag eines Mannes be­
reichert, der längst dem Blick­
fe ld  der Öffentlichkeit ent­
schwunden schien: Dr, Dr.
Günther Gereke, ehemals n ie­
dersächsischer Landwirtschafts- 
m inister und heute „Präsident 
d'— D D R  - Zentralstelle fü r 

t- und Leistungsprüfungen 
dtri Vollb lut- und Traber­
pferde“ . Ein langatm iger T itel, 
hinter dem sich die gescheiterte 
K arriere eines ehrgeizigen und 
politisch w ie moralisch w en ig 
gefestigten  Mannes verb irgt.

Gereke berief sich auf seine 
Erfahrungen als „westdeut­
scher Staatsmann“ und bezeich- 
nete den in der Zone an­
gängigen „Demokratisierungs­
prozeß“ als durchaus befried i­
gend. In  der Bundesrepublik, 
sagte er, würde man ein der­
artiges Maß demokratischer 
Freiheiten  nicht erreichen. W er 
ist dieser Mann, der m it sol­
chen Torheiten die SED-Presse 
beglückt?

Ein „teutscher Beamter“
Gereke wurde am 6. Oktober 

1S93 in Gruna, K re is  Delitzsch, 
als Sohn eines kaiserlichen 
Beamten geboren. E r ist sein 
ganzes Leben hindurch —  w ie 
seine Freunde s a g e n .—  eine 
„biedere teutsche Beamten-, 
seele“ geblieben. Nach dem 

tur. und dem Studium der 
- „nts- und Staatswissen­
schaften sowie der National­
ökonomie prom ovierte er zum 
Dr. jur. und Dr. rer. pol. A ls- 
Assessor einer Potsdamer R e ­
gierungsbehörde rückte er in 
den K rieg , die Novem berrevo­
lution sah ihn als Landrat des 
Kreises Torgau w ieder. Nach 
einem Interm ezzo im  sächsi­
schen Provinziallandtag zog er 
sich als Gutsherr auf das Gut 
Pressel zurück. D ie „Deutsch- 
Nationale Volkspartei“ brachte 
ihn 1924 fü r v ier Jahre in den 
Reichstag, dann g ing er über 
zu der von ihm mitbegründeten 
„Deutschen Landvolkspartei“ . 
1930 war er w ieder im Reichs­
tag, nun v in  der D L V P . Kurz 
vor H itlers Machtergreifung

D R .  D R .  G Ü N T H E R  G ER EK E
holte ihn Schleicher als „Reichs­
kommissar fü r Arbeitsbeschaf­
fung“ , die Nazis gaben ihm 
gleich zu Beginn zweieinhalb 
Jahre Gefängnis dafür. A lle r­
dings w ar eine' nicht ganz poli­
tische Strafe dabei: Gereke
hatte sich als Reichskommissar 
auf Staatskosten ein kleines, 
im  Etat nicht vorgesehenes 
Häuschen gebaut.

„D er und Kom m unist. . . ! ? “
D ie anfangs gegen ihn er­

hobene Anklage, er habe mit. 
den Kommunisten sympathi­
siert, wurde selbst von dem 
NS-Richter als heiterkeits­
erregend empfunden. „D er und 
Kommunist . . .! ?“ soll sein 
Gelächter im  Saal gewesen sein. 
Tatsächlich hat Gereke niemals 
Bindungen zu irgendwelchen 
sozialistischen Gruppen gehabt. 
Nach 1945 ■ stieg er dessen­
ungeachtet zum Präsid iald irek­
tor bei der Landesregierung 
von Sachsen-Anhalt auf. Aber 
schon' ein Jahr später wechselte 
er über die Zonengrenze, um 
niedersächsischer Innenminister 
zu werden. H ier  trat er nach 
vierm onatiger Amtszeit selbst 
zurück. Noch einmal, 1948 bis 
1950, wurde er in die nieder-

Bürgermeister 
ehren Berlin

Straßbiirg (A P ). D ie zweite 
europäische Bürgermeisterkon­
ferenz in Straßburg hat in 
einer Entschließung die Stadt 
Berlin  . „fü r ihren zehnjährigen 
K a m p f. fü r die Einheit“ geehrt. 
D ie 135- Bürgerm eister und 
Städtevertreter aus • dreizehn 
europäischen’ Ländern, die än­
dern Treffen  teilnahmen, drück­
ten den Wunsch aus, daß B er­
lin  bald w ieder in der Lage 
sein möge, seinen P la tz  unter 
den freien Städten W esteuro­
pas einzunehmen. In  einer 
zweiten Resolution betonten die 
Delegierten ihre Solidarität mit 
den Städten Ungarns.

sächsische Regierung geholt, 
als M inister fü r Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. 
Im  M ai 1950 tra f ihn der Aus­
schluß aus der CDU, die er 
nach 1945 hatte vertreten w ol­
len.

1952, er war fast in V er­
gessenheit geraten, verschwand 
er ohne Angabe eines Ziels. 
Monate später produzierte er 
sich in  Ostberlin und Potsdam 
als Redner der „Nationalen 
Fron t“ , die ihn später in - ih r  
Präsidium  aufnehmen mußte. 
Niemand wußte, ob ihn der 
politische Ehrgeiz allein nach 
dem Osten getrieben hatte. 
Ungute Geschichten, F inanz­
transaktionen m it nicht ihm 
gehörenden . Geldern und an­
deres ’ mehr schmälerte seinen 
Ruf. Anfangs glaubten die da­
maligen sowjetischen M ilitär­
behörden noch, aus seinem 
Übertritt Kapita l zu schlagen. 
Aber zu Unrecht galt Gereke 
als Vertrauter und M ittels­
mann der Karlshorster Behör­
den. Seine Kontaktversuche 
nach W esten blieben aussichts­
los, er selbst geriet in vö llige 
Isolierung.

„E in  guter Jäger!“
1955 wurde Ulbricht auf einer 

Regierungstagung einmal von 
einem westdeutschen Beobach­
ter gefragt, was eigentlich 
Gereke in der Sowjetzone 
mache.. Erst nach einigem  Be­
sinnen sagte der SED-Sekretär: 
„Gereke, warten Sie m al! Ach, 
das ist doch der aus N ieder­
sachsen. Ja, dem geht es gut, 
der ist ein guter Jäger! Po litik  
— macht der n ich t. . .“

Heute residiert Dr. Dr. Gün­
ther Gereke kurz hinter dem 
Brandenburger T o r  in der 
Schadows'raße 8, registriert so­
w jetzonale Traber- und V o ll­
blutpferde und hofft auf jenen 
Tag, der ihn w ieder in die 
P o litik  bringen möge. Sein 
In terv iew  m it einem Reporter 
des SED-Zentralorgans verrät, 
so töricht es anmuten muß, 
diese Absicht vo ll und ganz. 
D er SED aber wäre zu wün­
schen, daß sie bessere K ron­
zeugen fü r eine „Dem okrati­
sierung“ ihres totalitären R e­
gimes besäße.



„Ham’se nich ’ne Mark für uns?44
Die „Nationale Front“  geht auf die Beitel - Tour

An diesem Donnerstag beginnt überall in der Sowjetzone |
und in Ostberlin die großangelegte Spendensammlung der i
kommunistischen „Nationalen Front“ , die eine M illion  Ostmark Jj
einbringen soll. Niemand w ird  davon verschont werden, denn |
über die Straßen- und Hausvertrauensleute hat man vor- 1
bereitend die Einwohnerlisten eingeholt. Der unlustige Spen- |
der aber mag sich fragen, warum die „patriotische Massen- |
bewegung aller Deutschen“  plötzlich in  Geldverlegenheiten ist. I
Bekanntlich w ird  diese Organisation, die keine eingeschrie­
benen M itglieder hat, aus dem Staatshaushalt finanziert und |
scheint —  dem von ihr getriebenen Aufwand nach zu urteilen —  jj
damit nicht schlecht gefahren zu sein.

D ie Ursache ist sim pel: Im  
„Nationalrat der Nationalen 
Fron t“ w ar man bis vor w eni­
gen Wochen noch der festen 
Überzeugung, die Umwandlung 
der „N F “ in eine beitrags­
pflichtige- Dachorganisation für 
das Gros der übrigen Massen­
organisationen würde sofort 
m it Beginn dieses Jahres von­
statten gehen. D ie M itg lieder 
des „Demokratischen Frauen­
bundes“ und der „Gesellschaft 
fü r deutsch-sowjetische Freund­
schaft“  sollten dann ihre Bei­
träge in die Kasse der neu­
statuierten „Nationalen Front“ 
fließen lassen, und diese würde 
davon —  ihre Schulden be­
zahlen . . 4

„N irgends mehr blicken 
lassen!“

Denn, so seltsam es klingen 
m ag: D ie „Nationale F ron t“ ist 
m it annähernd 3 M illionen Ost­
mark Schulden belastet. Bei 
sowTjetzonalen Verkehrsbetrie­
ben, Werbezentralen, öffent­
lichen Institutionen und —  pri­
vaten Unternehmern. Seit M o­
naten werden fü r öffentliche 
Veranstaltungen keine Saal­
mieten mehr gezahlt, die Ost­
berliner BVG  hat an den Ber­
liner Ausschuß der Nationalen 
Front eine Forderung von 
28 000 Mark, das Blumen- und 
Dekorationsarrangement fü r die 
letzte Nationalratstagung in der 
Pre islage von fast 60 000 DM  
Ost ist noch immer nicht be­
glichen, und der Konsum w ei­
gert sich bereits, an die Ost­
berliner NF-Zentrale weitere 
W aren auf K red it zu geben.

„W ir  können uns bald n ir­
gends mehr blicken lassen!“ 
klagen die hauptamtlichen 
Funktionäre vom  Thälmann­
platz. Und bestellen zur Zeit 
Möbel von den Volkseigenen

Werken Hellerau auf Rechnung 
der SED-Bezirksleitung Berlin.

Das SED-Zentralkomitee, dem 
die Finanzlage der Nationalen 
Front als einer seiner Tarn- 
organisationen am wenigsten 
unbekannt sein dürfte, hat die 
Genossen im Nationalrat be­
reits im  Dezember unmißver­
ständlich gewarnt. Es sei zu 
v ie l Aufwand getrieben wrorden, 
der r ies ige Funktionärsapparat 
müsse abgebaut werden, in den 
Kreisen und Wohngebieten 
sollten ehrenamtliche Funktio­
näre wirken, und dergleichen 
mehr. D ie Leute von der N atio ­
nalen Fron t hatten ein schla­
gendes Gegenargument: W er
würde sich ohne Funktionärs­
anstellung und gute Bezahlung 
m it der B ildung imaginärer 
„Haus- und Hofgemeinschaf-

W ußten Sie, daß die in der 
Ostberliner Nationalen-Front- 
Zentrale tätigen Funktionäre 
den kommunistischen R egie- 
rungsbeamten in Bezahlung 
und Sonderversorgung gleich­
gestellt werden? Daß ein M it­
g lied  des „Nationalrates“ , das 
im  Höchstfälle dreimal jährlich 
an irgendwelchen Tagungen 
teilzunehmen hat, dafür un­
geachtet seiner sonstigen be­
ruflichen Stellung monatlich 
bis zu 2500 Ostmark bezieht? 
Daß jeder von der SED ab­
geschobene Funktionär bei der 
„Nationalen Front“  in irgend­
einer Referenten- oder Instruk­
teurstellung unterzukommen 
pflegt fü r im  Durchschnitt 
600 Ostmark plus Aufwands­
gelder, Reisespesen und L e i­
stungszuschlag ?

Hunderttausende von K ilo ­
metern legen die bestausge- 
statteten Dienstfahrzeuge der 
Nationalen Fron t monatlich für

S S D  h e rh ö re n !
Der kleine TAG  w ird ver­

sandt and verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, jj 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bilrgermeistr 
amt oder bei seiner Biensv 
stelle abgeh en. Übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.

Herausgeber : Deutschland-Ver­
lag GmbH., Berlin-Tem pelhof I, 
Manfred-von-Richthofen-Str. 2. 
Druck: W . Büxenstein, GmbH.

ten“ abgeben? W er möchte 
ohne finanzielle Vorteile Abend 
fü r Abend in einem „A u f­
klärungslokal“ sitzen und auf 
niemals eintreffende Besucher 
warten? Kurzum : W er möchte 
die Tä tigkeit eines politischen 
Funktionärs ausüben, ohne w ie 
diese bezahlt zu werden?

vö llig  überflüssige Dienstreisen 
zurück. D ie Einweihung eines 
Rostocker „Aufklärungslokals“ , 
dessen Ausbau 7000 Ostmark 
gekostet hatte, kam die Zen­
trale durch die Teilnahme ei 
Ostberliner Vertretung inki^ 
sive Unkosten auf 5300 Ost­
m ark! A lle in  fü r Plakat- und 
Transparentwerbung -werden 
monatlich Hunderttausende hin­
ausgeworfen, ohne daß die 
A rbeit der Organisation davon 
in irgendeiner W eise profi­
tierte.

Nun hat das Finanzm iniste­
rium den F in ger daraufgelegt. 
Die. befohlene „Einsparung“ ist 
—■ gemessen an den verbleiben­
den M itteln —  minimal. Aber 
die Schulden würden nun über­
haupt nicht mehr aus der W e lt 
geschafft, hätte die SED nicht 
in letzter Minute dem V or­
schlag einer Spendensammlung 
zug''«stimmt’.

D er R egierung gleichgestellt



„Ich heb' sie doch auch nicht 
allein gelassen ? „Lufthoheit" der DDE

Europa und die USA
Fortsetzung von Seite 2

auf die innere Lage  der Satel- 
nländer* auch die Erwartung 
aßert, daß die Zurückzie­

hung aller fremden Truppen 
den osteuropäischen Ländern 
die W iederherstellung ihrer 
inneren und äußeren Freiheit 
ermöglichen würde. Es ist 
heute kaum anzunehmen, daß 
Moskau diese M öglichkeit un­
terstützen würde —  von dem 
Pre is  ganz abgesehen, den es 
dafür fordern würde.

Es ist bisher nicht erkennbar 
geworden, ob und in welchem 
Maße solche Überlegungen im 
H inblick auf die diplomatische 
Planung der Zukunft insgeheim 
auch die amtliche amerikanische 
P o litik  beschäftigen. M it Sicher­
heit geht aus ihnen jedoch her­
vor, daß wenigstens in der 
öffentlichen Meinung der USA 
K rä fte  wirksam sind, die mit

ziemlicher Kühnheit die M ög­
lichkeit prüfen, auf neuen 
W egen  und unter Übernahme 
erhöhter R isiken zu einer um­
fassenden Verständigung m it 
der Sowjetunion zu gelangen.

Aber das alles berührt nicht 
die europäisch - amerikanische 
Solidarität, sondern allenfalls 
die Methoden und W ege ihres 
Einsatzes bei der Lösung der 
noch offenen weltpolitischen 
Streitfragen. Es geht um die 
Form, die den veränderten Um­
ständen angepaßt werden soll, 
und nicht um die Sache, in der 
Europa und die USA aus lebens­
wichtigen Gründen zusammen­
gehören. Eisenhower selbst hat 
das soeben in seiner Botschaft 
über die L a ge  der Nation zum 
Ausdruck gebracht, wenn er 
sagte: „K e in  vernünftiger
Mensch w ird  bestreiten, daß 
die Freiheit, der Wohlstand 
und die Sicherheit Westeuropas

für unseren eigenen Wohlstand 
und fü r unsere eigene Sicher­
heit lebenswichtig sind.“ Das 
ist eine Tatsache, an der nicht 
zu rütteln ist. Sie bestimmt 
heute die amerikanische Po litik  
und w ird  sie in vielleicht ver­
änderten Formen auch morgen 
bestimmen. Es kommt darauf 
an, daß die USA nichts von der 
Verantwortung auf geben, die 
sie für die Freiheit und Sicher­
heit Europas übernommen 
haben. In  ihrer noch anhalten­
den Ohnmacht, an der auch 
Großbritannien teilnimmt, soll­
ten erst recht die europäischen 
Staaten wissen, daß sie in 
ihrer Freiheit und Sicherheit 
auf die unbedingte Solidarität 
m it den USA angewiesen sind. 
Es w ird  dann nicht schwer 
sein, aus diesem schicksalhaf­
ten Zusammenhang die notwen­
digen Folgerungen zu ziehen, 
und zwar anders und besser, 
als es im vergangenen Jahre 
geschehen ist.



BILDER DER WOCHE. Oben: Gute Fortschritte machen die Räumungsarbeiten im Suez­
kanal. Die Gefahrenstellen an der Kanalmündung bei Port Said können jetzt schon yon 
größeren Schiffen passiert werden. — Unten: Die ersten Hubschrauber für die Bundes­
w e it  wurden in diesen Tagen in Dienst gestellt. Sie sollen aucb in Katastrophenfällea

eingesetzt werden.


